
seiner äußeren Form anhaften, nachbesserungsfähig 
waren. Bei der Beseitigung derartiger Mängel kam es 
auf eine gute und verständnisvolle Zusammenarbeit 
zwischen den Parteien an. Diese Zusammenarbeit ist 
zwar in §§ 12, 13 und 20 VerlG nur unvollkommen ge
regelt, was sich aus der damaligen kapitalistischen Ge
sellschaftsordnung erklärt, unter deren Bedingungen 
dieses Gesetz zustande kam. Aber das hinderte die Par
teien nicht, bei der Beseitigung der erwähnten Mängel 
zusammenzuarbeiten. Auch wenn zur damaligen Zeit 
infolge der langwierigen Krankheit des Klägers eine 
persönliche Aussprache nicht möglich war, gab es 
andere Mittel und Wege, um ihm die Nachbesserung 
seines Manuskripts i. S. des § 633 BGB zu ermöglichen. 
Wenn sich der Kläger damals in einem Krankenhaus 
befand, war es das einzig Richtige, seinem Vorschlag 
nachzukommen, die nunmehr auf absehbare Zeit un
möglich gewordene mündliche Rücksprache durch ent
sprechende schriftliche Mitteilungen zu ersetzen. Der 
Sachverständige hat recht, wenn er in diesem Zusam
menhang hervorhebt, daß es auf alle Fälle richtig ge
wesen wäre, das Manuskript damals an den Kläger 
zurückzusenden und dabei die Änderungsvorschläge 
schriftlich mitzuteilen, die der Verklagte nach Prüfung 
des Manuskripts für erforderlich hielt. Es kann dem 
Kläger kein Vorwurf daraus gemacht werden, wenn er 
sich nach seinem diesbezüglichen Vorschlag zunächst 
nicht weiter um die Angelegenheit bemühte. Hinzu 
kommt, daß er aus dem Schreiben des Verklagten vom 
15. Juni 1964 entnehmen konnte, daß das für sein Manu
skript vertraglich vereinbarte Honorar nach Durch
sprache des Manuskripts im Redaktionskollegium über
wiesen werden sollte. Solche Formulierungen waren 
geeignet, beim Kläger den Eindruck hervorzurufen, daß 
die Überweisung des vereinbarten Honorars an ihn nur 
noch eine Frage der Zeit sei und keine entscheidenden 
Einwendungen mehr gegen das Manuskript erhoben 
wurden.
Dadurch, daß der Verklagte danach ohne Verständigung 
des Klägers das Handbuch herausgab, hat er das Prinzip 
der kameradschaftlichen Zusammenarbeit verletzt, wel
ches u. a. vorsieht, daß derartige wichtige Entscheidun
gen, die das gemeinsame Vertragsziel betreffen, stets 
erst nach Beratung mit dem anderen Vertragspartner 
zu treffen sind. Gleichzeitig hat der Verklagte dadurch 
rechtliche Konsequenzen ausgelöst.
Wenn der Verklagte aus dem Vertrag herausstrebte, 
hatte er die Möglichkeit, gemäß § 31 in Verbindung mit 
§ 30 VerlG das Rücktrittsrecht auszuüben. Er mußte 
dem Kläger eine angemessene Frist zur Beseitigung 
der festgestellten Mängel des Manuskripts mit der Er
klärung bestimmen, daß er die Verwendung des Manu
skripts nach Ablauf der Frist ablehne, und war dann 
berechtigt, von dem Vertrag zurückzutreten. Das alles 
hat der Verklagte unterlassen und sich einseitig seinen 
Verpflichtungen aus dem Vertrag entzogen. Dazu war 
er aber nicht berechtigt. Er ist vielmehr nach wie vor 
an seine vertragliche Verpflichtung zur Zahlung des 
Honorars an den Kläger gebunden. Die Klagforderung 
ist somit dem Grunde nach berechtigt.
Es ist nunmehr darüber zu entscheiden, ob der Ver
klagte verpflichtet ist, dem Kläger das volle verein
barte Honorar zu zahlen, oder ob er berechtigt ist, hier
von Abzüge vorzunehmen, weil der Kläger sich in 
seinem Manuskript zum Teil selbst aus einem früheren 
Werk zitiert hat bzw. weil das letzte Drittel des Hono
rars erst nach Umbruch fällig war.
Der Senat schließt sich zunächst der Meinung des Sach
verständigen Prof. Dr. H. an, daß auch das Heraus
suchen und Einordnen der Zitate aus dem früheren 
Werk des Klägers eine geistige Leistung darstellt, die 
in voller Höhe zu vergüten ist. Was die Fälligkeit des

letzten Drittels des Honorars erst nach Umbruch be
trifft, so steht nunmehr fest, daß die Tatsache, daß es 
nicht zum Umbruch kam, allein vom Verklagten zu 
vertreten ist. Der Verklagte ist demnach aus dem Ge
sichtspunkt der positiven Vertragsverletzung dem Klä
ger gegenüber zur Zahlung des vereinbarten Honorars 
in voller Höhe verpflichtet.
Der Verklagte war daher antragsgemäß zu verurteilen. 

A n m e r k u n g :
1. Die Probleme des Verhältnisses zwischen dem wis
senschaftlichen Autor und der sein Werk verbreitenden 
wissenschaftlichen oder, kulturellen Institution, zu de
nen das obige Urteil Stellung nimmt, sind deshalb von 
großer Aktualität, weil in der weiteren Entwicklung 
von Wissenschaft und Kultur in der sozialistischen Ge
sellschaft an die Leitung schöpferischer Arbeit und an 
die Verbreitung ihrer Ergebnisse höhere, rechtlich zu 
präzisierende Anforderungen gestellt werden müssen. 
Die Entscheidung des Bezirksgerichts ist in ihrem Er
gebnis im wesentlichen zu billigen. Die nachfolgenden 
Bemerkungen konzentrieren sich auf den Kern der 
Auseinandersetzung, über die das Gericht entschieden 
hat; sie sollen dazu beitragen, daß in Auswertung die
ser Entscheidung auf der Grundlage des neuen Urheber
rechts der DDR die nötigen Schlußfolgerungen für das 
Auftragswesen im Bereich der wissenschaftlichen und 
Fachliteratur gezogen werden.
Wie in den meisten derartigen Prozessen ist der Gegen
stand des Verfahrens ein Honoraranspruch. Das hinter 
diesem Streitgegenstand stehende Kernproblem besteht 
darin, ob das Manuskript des Autors die erforderliche 
Qualität auf weist. Denn nur in diesem Fall steht ihm 
der Anspruch auf das volle vereinbarte Honorar zu. 
Prinzipielle Voraussetzung für die erfolgreiche Leitung 
von Autorenkollektiven ist konzeptionelle Klarheit über 
die Gesamtaufgabe und über die Anforderungen, die 
an jeden einzelnen Beitrag zu stellen sind. Fehlt es an 
dieser Voraussetzung, so besteht von vornherein die 
Gefahr, daß die schöpferischen Fähigkeiten der Autoren 
in ungenügendem Maße für die Erreichung des gesell
schaftlich notwendigen Ziels des Werkes nutzbar ge
macht werden und wissenschaftliche Arbeit ohne das 
höchstmögliche Ergebnis für die Gesellschaft geleistet 
wird.
Im vorstehenden Fall war der Kläger von dem Ver
klagten beauftragt worden, einen Beitrag für ein radio- 
logisch-medizinisches Handbuch zu schreiben. Aus dem 
Sachverhalt kann man entnehmen, daß es im Verhält
nis zum Kläger an einer zielklaren Anleitung für die 
Lösung der gestellten Aufgabe gefehlt hat. Zwar ist 
dem Kläger das genaue Thema vorgegeben worden, 
man halte ihm aber offenbar weitgehend freie Hand so
wohl in der äußeren Form des Manuskripts als auch in 
der Art und Weise der Darstellung gelassen. Besonders 
die Vorwürfe, die man dem Kläger wegen der Mängel 
in der äußeren Form des Manuskripts gemacht hat, lau
fen darauf hinaus, an ihn im Nachhinein — als solche 
möglicherweise durchaus gerechtfertigte — Anforderun
gen zu stellen, die man besser bereits im Stadium der 
Auftragserteilung verlautbart hätte.
Die Beanstandungen, die der Verklagte an der Qualität 
des termingerecht abgelieferten Manuskripts erhoben 
hat, können daher, loos die äußere Form des Manu
skripts anbelangt, einen ernsthaften Schuldvorwurf 
gegen den Kläger nicht begründen. Wenn sie mit de
taillierten Hinweisen für die Überarbeitung, des Manu
skripts verbunden worden wären, hätte der Kläger Ge
legenheit gehabt, seiner Arbeit diejenige äußere Form 
zu geben, die er bei rechtzeitiger Bekanntgabe der
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